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Satzung des Landesverbandes Kindertagespflege Rheinland-Pfalz 
Neufassung gemäß Beschluss der Mitgliederversammlung vom 22.04.2026 
 
 

§ 1 Name, Sitz, Geschäftsjahr  
 

(1) Der Verband führt den Namen: Landesverband Kindertagespflege Rheinland-Pfalz e. V. (LV KTP 

RLP). 
 

(2) Der Sitz des Landesverbandes ist Mainz; er ist in das Vereinsregister des Amtsgerichts Mainz 

einzutragen. 
 

(3) Der Vorstand im Sinne von § 11 (1) dieser Satzung ist ermächtigt, mit einstimmigem Beschluss 

eine Satzungsänderung hinsichtlich des Sitzes § 1 (2) vorzunehmen, durch die der Sitz in einen 

anderen Ort in Rheinland-Pfalz verlegt wird. Satzungsänderungen bedürfen gemäß § 71 BGB 

der Eintragung in das Vereinsregister. 
 

(4) Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 

 

§ 2 Vereinszweck 
 

(1) Zweck des Vereins ist die Förderung von Bildung, Erziehung und Betreuung von Kindern in 

Kindertagespflege in Rheinland-Pfalz auf Landesebene. 
 

(2) Der Satzungszweck wird insbesondere verwirklicht durch: 

a) die Weiterentwicklung der Qualifizierung und fachlichen Fortbildung im Tätigkeitsbereich der 

Kindertagespflege, 

b) die Förderung landesweit einheitlicher und transparenter Standards der Finanzierung und 

der Rahmenbedingungen in der Kindertagespflege, 

c) den Austausch mit öffentlichen Jugendhilfeträgern sowie die Förderung der Zusammenarbeit 

von Kommunen, Land und Bund sowie mit Trägern der freien Jugendhilfe und weiteren 

Verbänden, 

d) die Informations- und Interessenvertretung zugunsten guter Rahmenbedingungen für die 

Kindertagespflege in Rheinland-Pfalz (ohne parteipolitische Zielsetzung), 

e) Öffentlichkeitsarbeit über die Tätigkeit und Belange der Kindertagespflege, 

f) Vernetzung und Kooperation mit regionalen und überregionalen Akteuren in der 

Kindertagespflege. 
 

(3) Der Verein ist konfessionell und parteipolitisch neutral. 

 

§ 3 Gemeinnützigkeit 
 

(1) Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne des 

Abschnittes „steuerbegünstigte Zwecke“ der Abgabenordnung (AO) in der jeweils gültigen 

Fassung. 
 

(2) Der Verein ist selbstlos tätig und verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke. 
 

(3) Die Mittel des Vereins dürfen nur für die satzungsgemäßen Zwecke verwendet werden. 

Mitglieder erhalten keine Zuwendungen aus Mitteln des Vereins.  
 

(4) Mitgliedsbeiträge oder Spenden werden nicht an Mitglieder zurückerstattet. 

 

(5) Vereinsämter können im Rahmen haushaltsrechtlicher Möglichkeiten entgeltlich auf Grundlage 

eines Dienstvertrages oder gegen Zahlung einer Aufwandsentschädigung nach § 3 Nr. 26a EStG 

ausgeübt werden. Die Entscheidung über eine entgeltliche Vereinstätigkeit trifft die 
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Mitgliederversammlung; Gleiches gilt für die Inhalte und die Beendigung entsprechender 

Verträge.    

 

(6) Tatsächlich entstandene Auslagen (z. B. Fahrtkosten, Material) werden gemäß den steuerlichen 

Bestimmungen erstattet. 
 

(7) Die Rückspende einer steuerfrei ausgezahlten Aufwandsentschädigung im Rahmen der 

Ehrenamtspauschale ist zulässig. Spendenabzüge sind gemäß den einschlägigen steuerlichen 

Vorgaben zu beachten: 
 

a) Der Förderer muss Anspruch auf Erstattung von Aufwendungen bzw. Honorar haben. 

b) Der Förderer muss schriftlich auf seinen Anspruch verzichten. 

c) Dem Förderer steht frei, ob er sich den Aufwand auszahlen lässt oder als Spende an den 

Verein leistet. 

d) Der Geldfluss ist nicht zwingend erforderlich, jedoch sind ordnungsgemäße Buchungen 

sicherzustellen. 

e) Der Verein muss wirtschaftlich in der Lage sein, Auszahlungskosten zu tragen. 
 

(8) Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck der Körperschaft fremd sind oder durch 

unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden. 

 

§ 4 Mitgliedschaft 
 

(1) Eine Mitgliedschaft setzt die Anerkennung der freiheitlich-demokratischen Grundordnung der 

Bundesrepublik Deutschland voraus. 
 

(2) Der Beitritt erfolgt schriftlich oder in elektronischer Form. Eine elektronische Beitrittserklärung 

wird wirksam, wenn eine gültige E-Mail-Adresse angegeben ist und der Verein den Beitritt 

bestätigt. 
 

(3) Mitglied kann jede natürliche oder juristische Person werden, die die Ziele des Landesverbandes 

unterstützt. Fördermitglieder können natürliche oder juristische Personen sein, die die Arbeit des 

Landesverbandes fördern.  
 

(4) Die Mitgliedschaft kann in folgenden Formen bestehen: 

a) Einzelmitgliedschaft - eine natürlichen Person. 

b) Zusammenschlussmitgliedschaft - zwei natürlichen Personen, die beide in der 

Kindertagespflege tätig sind. 

c) Familienmitgliedschaft - mehreren natürlichen Personen derselben Familie. 

d) Vereinsmitgliedschaft - eine juristischen Person, die zwei vertretungsberechtigte Personen 

benennt. 

e) Ehrenmitgliedschaft - eine natürlichen Person, die aufgrund besonderer Verdienste um den 

Verein ernannt wird. 

f) Fördermitgliedschaft - eine natürliche oder juristischen Person, die den Verein ideell oder 

finanziell unterstützt. 
 

(5) Zu Ehrenmitgliedern können Personen ernannt werden, die sich um die Förderung der 

Kindertagespflege besondere Verdienste erworben haben. Die Ernennung erfolgt auf Vorschlag 

des Vorstands durch Beschluss der Mitgliederversammlung. 
 

 
(6) Mitteilungen des Vereins, die der Erfüllung des Vereinszwecks oder vereinsinternen Abläufen 

dienen, können den Mitgliedern auch in elektronischer Form (z. B. per E-Mail) übermittelt werden, 

sofern die datenschutzrechtlichen Bestimmungen beachtet werden und kein Widerspruch 

vorliegt. 

 

(7) Vor der gerichtlichen Geltendmachung von Schadenersatzansprüchen gegen den Verein soll der 

Vorstand schriftlich über den Sachverhalt informiert werden, um eine außergerichtliche Klärung 

zu ermöglichen. Dies stellt keine Voraussetzung für die Inanspruchnahme des Rechtswegs dar. 
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(8) Der Vorstand entscheidet über die Aufnahme in den Verein. Ein Anspruch auf Aufnahme besteht 

nicht. Gegen eine ablehnende Entscheidung kann auf Antrag der oder des Ablehnenden die 

nächste Mitgliederversammlung zur Entscheidung angerufen werden. 

 
 

§ 5 Rechte und Pflichten der Mitglieder 

(1) Ordentliche Mitglieder sind natürliche oder juristische Personen, die dem Verein angehören. Sie 

besitzen das volle Stimm- und Mitwirkungsrecht in der Mitgliederversammlung und sind 

berechtigt, innerhalb der Vereinsführung mitzuwirken. Dies verteilt sich wie gefolgt:  

 

a) Einzelmitgliedschaft – eine natürlichen Person mit Stimmrecht 

b) Zusammenschlussmitgliedschaft - besteht aus zwei natürlichen Personen, die beide in der 

Kindertagespflege tätig sind und jeweils eine Stimme haben 

c) Familienmitgliedschaft - besteht aus mehreren natürlichen Personen, die jeweils eine Stimme 

haben. 

d) Vereinsmitgliedschaft - besteht aus einer juristischen Person, die zwei vertretungsberechtigte 

Personen benennt. Diese haben je eine Stimme 

e) Ehrenmitgliedschaft - besteht aus einer natürlichen Person, die eine Stimme hat 

 

(2) Fördermitglieder unterstützen den Verein durch regelmäßige oder unregelmäßige 

Mitgliedsbeiträge meist in Geld, aber auch durch Sach- oder Dienstleistungen. Die Teilnahme an 

geselligen Veranstaltungen ist möglich. Fördermitglieder haben kein Stimmrecht. 

(3) Ehrenmitglieder können auf Antrag an den Vorstandssitzungen teilnehmen, ohne dort 

stimmberechtigt zu sein. 

(4) Das Stimmrecht ist persönlich auszuüben; eine Vertretung durch Bevollmächtigte ist nicht 

möglich. 

(5) Der Landesverband achtet auf einen verantwortungsvollen Umgang mit personenbezogenen 

Daten seiner Mitglieder und verarbeitet diese nach den geltenden Datenschutzbestimmungen. 

Mitglieder haben das Recht sich jederzeit über die gespeicherten Daten und deren Verwendung 

zu informieren. Näheres regelt die Datenschutzordnung. 

(6) Die Mitglieder tragen durch ihre Beiträge zur Unterstützung und Weiterentwicklung des 

Landesverbandes bei. Die Beiträge sind fristgerecht zu entrichten; bei Teilnahme am SEPA-

Lastschriftverfahren erfolgt der Einzug automatisch zum festgelegten Termin.  

 

§ 6 Mitgliedsbeitrag 
 

(1) Die Höhe des Mitgliedsbeitrags wird von der Mitgliederversammlung in einer Beitragsordnung 

festgelegt. Der Beitrag wird als Jahresbeitrag erhoben. Der Erstbeitrag beträgt 1/12 des 

Jahresbeitrags für jeden verbleibendem Monat im Eintrittsjahr und ist mit dem Beitritt sofort fällig. 

Die folgenden Jahresbeiträge sind jeweils spätestens zum 1. Februar eines jeden Jahres zu 

entrichten. 
 

(2) Die Beitragsordnung regelt die angemessene Höhe, Differenzierung sowie weitere Einzelheiten 

der Beitragserhebung.  
 

(3) Scheidet ein Mitglied im laufenden Geschäftsjahr aus, erfolgt keine Erstattung von Beiträgen, die 

für das laufende Geschäftsjahr im Voraus entrichtet wurden. 
 

(4) Das Stimmrecht eines Mitglieds ruht, solange es mit der Zahlung seines Mitgliedsbeitrags oder 

eines Teils davon länger als sechs Monate im Verzug ist. 

 

 

§ 7 Beendigung der Mitgliedschaft 
 

(1) Die Mitgliedschaft endet: 
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a) mit dem Tode des Mitglieds,  

b) durch Austritt,  

c) durch Streichung von der Mitgliederliste, 

d) durch Ausschluss aus dem Verein, 

e) bei juristischen Personen mit deren Auflösung. 
 

(2) Die Mitgliedschaft kann durch das Mitglied mit einer Kündigungsfrist von 6 Wochen vor Ende des 

Kalenderjahres in Textform gekündigt werden. Die Kündigung ist an den Vorstand des 

Landesverbandes zu richten. 
 

(3) Eine Kündigung durch den Landesverband gilt als wirksam, wenn sie innerhalb der genannten 

Frist an, die zuletzt dem Verein mitgeteilte Anschrift des Mitglieds gesendet wird. 
 

(4) Ein Mitglied kann durch Beschluss des Vorstands von der Mitgliederliste gestrichen werden, 

wenn es trotz Mahnung mit der Bezahlung seines Mitgliedsbeitrages länger als drei Monate im 

Rückstand ist und seit Absendung der Mahnung ein Monat verstrichen ist. Die Streichung ist 

dem Mitglied mitzuteilen, der Anspruch des Vereins auf Zahlung des Mitgliedsbeitrages bleibt 

unberührt. 
 
(5) Ein Mitglied kann aus wichtigem Grund vom Vorstand mit sofortiger Wirkung ausgeschlossen 

werden. Ein wichtiger Grund liegt insbesondere vor, wenn das Mitglied den Grundsätzen des 

Vereins zuwiderhandelt, sein Ansehen schädigt oder den Vereinsfrieden schwer beeinträchtigt. 

Dem vom Ausschluss Bedrohten muss vor der Beschlussfassung unter Setzung einer 

angemessenen Frist, die mindestens zwei Wochen beträgt, die Möglichkeit zur Stellungnahme 

gegeben werden. Das auszuschließende Mitglied kann gegen die Entscheidung des Vorstandes 

bei der nächsten Mitgliederversammlung Einspruch einlegen. In dieser Mitgliederversammlung 

hat das auszuschließende Mitglied das Recht auf Anhörung. Hierüber ist das auszuschließende 

Mitglied rechtzeitig zu unterrichten. Die Mitgliederversammlung entscheidet über den 

Ausschluss des Mitglieds mit der Mehrheit der abgegebenen Stimmen. Der Anspruch des 

Vereins auf Zahlung des Mitgliedsbeitrags bleibt unberührt. 
 

(6) Während eines Ausschlussverfahrens nach Absatz (4) und (5) ruhen die Mitgliedsrechte des 

betroffenen Mitglieds bis zur endgültigen Entscheidung. 

 

§ 8 Organe des Verbandes 
 

(1) Organe des Verbandes sind  

a) die Mitgliederversammlung und  

b) der Vorstand. 

 

§ 9 Die Mitgliederversammlung 
 

(1) Die Mitgliederversammlung ist das höchste beschlussfassende Organ des Verbandes. Jedes 

stimmberechtigte Mitglied hat eine Stimme. 
 

(2) Die Mitgliederversammlung tritt mindestens einmal im Jahr zusammen.  

 

(3) Die Mitgliederversammlung wird von der vorsitzenden Person des Landesverbandes, bei deren 

Verhinderung von einem anderen Vorstandsmitglied, geleitet.  
 

(4) Eine außerordentliche Mitgliederversammlung ist einzuberufen, wenn das Interesse des 

Verbandes es erfordert oder von mindestens 20 Prozent der stimmberechtigten Mitglieder 

schriftlich per E-Mail oder per Post unter Angabe von Gründen beantragt wird. 
 

(5) Die Mitgliederversammlung kann in Präsenz, in hybrider oder in digitaler Form durchgeführt 

werden. Der Vorstand entscheidet über die Form der Durchführung der Mitgliederversammlung. 

Die gewählte Form der Durchführung ist den Mitgliedern mit der Einladung mitzuteilen. Erfolgt 

die Mitgliederversammlung ganz oder teilweise digital, stellt der Vorstand sicher, dass die 
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Mitglieder rechtzeitig vor der Versammlung die erforderlichen Zugangsdaten erhalten. Die 

Zugangsdaten dürfen ausschließlich an die zuletzt mitgeteilte E-Mail-Adresse des Mitglieds 

versandt werden und sind vertraulich zu behandeln. 

 

(6) Die Ausübung des Stimmrechts richtet sich nach § 5 (1), (2) und (4) der Satzung. Die Modalitäten 

der Stimmabgabe (offen oder geheim) sowie deren Protokollierung sind vorab bekanntzugeben 

und entsprechen den Vorgaben dieser Satzung. Bei offenen Wahlen gilt die Stimmabgabe als 

offen; bei geheimen Wahlen erfolgt sie vertraulich. 
 

(7) Das Stimmrecht kann nur dann wahrgenommen werden, wenn der Mitgliedsbeitrag des letzten   

Kalenderjahres ordnungsgemäß entrichtet wurde. 
 

(8) Die Mitgliederversammlung entscheidet über grundlegende Belange des Landesverbandes  und   

hat insbesondere folgende Aufgaben: 

a) Beratung und Beschlussfassung über Satzungsänderungen und Grundsatzfragen, 

b) Beschlussfassung über Anträge und Beschlussvorlagen, die vom Vorstand oder von 

Mitgliedern eingebracht werden, 

c) Wahl von zwei Kassenprüferinnen bzw. Kassenprüfern, 

d) Festsetzung des Mitgliedsbeitrages, 

e) Entgegennahme des vorgelegten Geschäftsberichtes des Vorstandes einschließlich des 

Jahresabschlusses, 

f) Entgegennahme des Berichts der Kassenprüfenden, 

g) Beschlussfassung über die Entlastung des Vorstandes, 

h) Beschlussfassung über die Auflösung des Vereins. 

 

§ 10 Ladung und Beschlussfassung in der Mitgliederversammlung  
 

(1) Der Vorstand lädt unter Angabe der Tagesordnung mindestens 14 Tage vor dem Termin schriftlich 
per Post oder E-Mail ein. Die Frist beginnt am Tag der Versendung der Einladungsschreiben. Der 
Tag der Versammlung wird bei der Fristberechnung nicht mitgerechnet. Die Einladung gilt als 
erfolgt, wenn sie an die zuletzt dem Verein bekanntgegebene Post- oder E-Mail-Adresse versandt 
wurde. Ein ausschließlich per E-Mail versandtes Einladungsschreiben ist zulässig, sofern das 
betreffende Mitglied dem Versand dorthin nicht vorab widersprochen hat. 
 

(2) Anträge von Mitgliedern auf Aufnahme eines Tagesordnungspunktes müssen dem Vorstand 
spätestens sieben Tage vor dem Termin in Textform vorliegen. Der Vorstand prüft die Anträge und 
setzt sie nach Maßgabe der Satzung auf die Tagesordnung. 

 
(3) Die ergänzte Tagesordnung sowie die vorliegenden Anträge und weitere für das Verständnis 

erforderliche Unterlagen sind den Mitgliedern spätestens fünf Tage vor der Versammlung 
zuzuleiten oder über geeignete digitale Zugangswege zugänglich zu machen. 

 
(4) Anträge zur Änderung der Tagesordnung und sonstige Anträge, die die Frist gemäß Absatz 1 

überschreiten, können als dringliche Anträge gestellt werden. Über die Dringlichkeit entscheidet 
die Mitgliederversammlung. 

 
(5) Für eine außerordentliche Mitgliederversammlung gilt § 9 Absatz 4 entsprechend. 

 
(6) Jede ordnungsgemäß nach dieser Satzung einberufene Mitgliederversammlung ist beschlussfähig, 

unabhängig von der Anzahl der erschienenen Mitglieder. 
 

(7) Satzungsänderungen bedürfen einer Mehrheit von mindestens ¾ der anwesenden 
stimmberechtigten Mitglieder.  

 
(8) Auf Antrag eines Mitglieds werden die Wahlen geheim durchgeführt. 

 
(9) Über die Mitgliederversammlung ist ein schriftliches Protokoll anzufertigen, das den Verlauf, die 

Beschlüsse und die Abstimmungsergebnisse wiedergibt. Das Protokoll ist von der 
protokollführenden Person sowie von einem Mitglied des Vorstands zu unterzeichnen. 

§ 11 Der Vorstand 
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(1) Der Vorstand besteht aus: 

      der/ dem Landesvorsitzenden, 

      der/ dem ersten Stellvertretenden Landesvorsitzenden, 

      der/ dem zweiten Stellvertretenden Landesvorsitzenden, 

      der/ dem Kassenwart/-in, 

bis zu drei Beisitzerinnen bzw. Beisitzer. 
 
(2) Der Vorstand im Sinne des § 26 BGB besteht aus der/dem ersten Landesvorsitzenden, der/dem 

ersten stellvertretenden Landesvorsitzenden und der/dem zweiten stellvertretenden 

Landesvorsitzenden. Sie vertreten den Verband gerichtlich und außergerichtlich; jedes 

Vorstandsmitglied ist einzelvertretungsberechtigt. Im Innenverhältnis gilt, dass die oder der Erste 

Stellvertretende Landesvorsitzende nur bei Verhinderung der oder des Ersten 

Landesvorsitzenden und die oder der Zweite Stellvertretende Landesvorsitzende nur bei 

Verhinderung der oder des Ersten Stellvertretenden Landesvorsitzenden den Verband jeweils 

allein vertreten darf. Das Nähere regelt die Geschäftsordnung, die kein Bestandteil der Satzung 

ist.  
 

(3) Der Vorstand wird von der Mitgliederversammlung auf die Dauer von zwei Jahren gewählt. Er 

bleibt jedoch so lange im Amt, bis ein neuer Vorstand ordnungsgemäß gewählt wurde. Scheidet 

ein Vorstandsmitglied vor Ablauf der Amtszeit aus, kann der verbleibende Vorstand bis zur 

Durchführung der turnusmäßigen Neuwahlen in der Mitgliederversammlung ein Ersatzmitglied 

berufen. 
 

(4) Der Vorstand führt die laufenden Geschäfte des Verbandes. Ihm obliegt die Verwaltung des  

      Verbandsvermögens und die Ausführung der Verbandsbeschlüsse. 
 

(5) Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn mindestens vier Mitglieder anwesend sind. Er fasst seine 

Beschlüsse mit einfacher Mehrheit. Virtuelle Sitzungen des Vorstandes oder die Zuschaltung 

einzelner Mitglieder per Telefon oder Video sind zulässig. Zugeschaltete Vorstandsmitglieder 

stehen den Anwesenden hinsichtlich der Beschlussfähigkeit sowie Stimmabgabe gleich. 

Außerhalb von Sitzungen können Beschlüsse auch schriftlich oder auf elektronischem Wege 

gefasst werden. Beschlüsse des Vorstandes sind stets zu protokollieren. 
 

(6) Das Protokoll ist von der protokollführenden Person sowie von einem Mitglied des Vorstandes zu 

unterzeichnen. 

 

(7) Der Vorstand kann zur Regelung interner Abläufe weitere Ordnungen beschließen, die nicht Teil 

dieser Satzung sind. 
 

(8) Soweit aufgrund einer Auflage des Registergerichts, des Finanzamtes oder einer anderen 

Behörde eine Satzungsänderung erforderlich wird, ist der Vorstand befugt, diese zu beschließen. 

Dies gilt auch für rein redaktionelle Satzungsänderungen. 

 

§ 12 Erweiterter Vorstand  
 

(1) Der Vorstand kann zur Unterstützung seiner Arbeit einen erweiterten Vorstand bilden.  
 

(2) Die kooptierten Mitglieder des erweiterten Vorstands unterstützen den Vorstand in seinem 

Aufgabenbereich und sind für 2 Jahre kooptiert; ihre Kooptierung erfolgt für 2 Jahre.  

 

 

§ 13 Rechnungswesen 
 

(1) Der Verein führt eine ordnungsgemäße Buchführung über alle Einnahmen und Ausgaben. Sie 

kann digital erfolgen; alle Belege werden gemäß den gesetzlichen Aufbewahrungsfristen 

archiviert. 
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(2) Die Kassenprüfung erfolgt durch zwei von der Mitgliederversammlung für zwei Jahre gewählte, 

nicht dem Vorstand angehörende Prüferinnen oder Prüfer. Die Mitgliederversammlung kann 

stattdessen auch eine externe Prüfung (z. B. durch Wirtschaftsprüfende) beauftragen. Die 

Prüferinnen oder Prüfer haben das Recht, Kasse, Buchführung und Jahresabschluss zu prüfen 

und berichten der Mitgliederversammlung. 
 

(3) Buchführungsdaten und Belege werden sicher verwahrt und vor unbefugtem Zugriff geschützt. 

Näheres regelt die Finanzordnung, die kein Bestandteil der Satzung ist und von der 

Mitgliederversammlung beschlossen wird.  
 

(4) Die Verarbeitung personenbezogener Daten erfolgt gemäß der DSGVO und den einschlägigen 

Datenschutzbestimmungen. Verantwortlichkeiten und technische Maßnahmen sind in der 

Datenschutzrichtlinie geregelt. 
 

(5) Der Vorstand legt den Mitgliedern regelmäßig Berichte, insbesondere den Jahresabschluss, vor. 

Weitere Details regelt die Finanzordnung. 

 

§ 14 Fachgremien/ Ausschüsse 
 

(1) Zur Planung und Durchführung satzungsgemäßer Aufgaben können die Mitgliederversammlung 

und/oder der Vorstand Fachgremien sowie Ausschüsse bilden. 
 

(2) Die Fachgremien und Ausschüsse regeln ihre Arbeit in Absprache mit dem Vorstand. 

 

§ 15 Auflösung des Verbandes 
 

(1) Die Auflösung des Verbandes erfolgt durch Beschluss der Mitgliederversammlung mit einer 

qualifizierten Mehrheit von zwei Dritteln der abgegebenen gültigen Stimmen. 
 
(2) Im Falle der Auflösung oder Aufhebung des Verbandes oder bei Wegfall steuerbegünstigter 

Zwecke fällt das Vermögen dem Bundesverband für Kindertagespflege e. V. mit Sitz in Berlin zu. 

Dieses Vermögen ist unmittelbar und ausschließlich für gemeinnützige Zwecke zu verwenden. 

 

 

 

 

 

 


